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See the notice on TED website

309858-2026 - Wettbewerb
Deutschland – Dienstleistungen in der Tragwerksplanung – BBS III Göttingen, Sanierung der 
Sporthalle, Planungsleistungen der Tragwerksplanung nach § 51 HOAI 2021
OJ S 87/2026 06/05/2026
Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung - Änderungsbekanntmachung
Dienstleistungen

1. Beschaffer

1.1.  Beschaffer
Offizielle Bezeichnung: Landkreis Göttingen
E-Mail: vergabe@landkreisgoettingen.de
Rechtsform des Erwerbers: Lokale Gebietskörperschaft
Tätigkeit des öffentlichen Auftraggebers: Allgemeine öffentliche Verwaltung

2. Verfahren

2.1.  Verfahren
Titel: BBS III Göttingen, Sanierung der Sporthalle, Planungsleistungen der Tragwerksplanung 
nach § 51 HOAI 2021
Beschreibung: Planungsleistungen Tragwerksplanung § 51 HOAI 2021
Kennung des Verfahrens: e1310b6f-9717-43a0-b82b-b6d69359066a
Interne Kennung: 2604003
Verfahrensart: Verhandlungsverfahren mit vorheriger Veröffentlichung eines Aufrufs zum 
Wettbewerb/Verhandlungsverfahren
Das Verfahren wird beschleunigt: nein

2.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 71327000 Dienstleistungen in der Tragwerksplanung

2.1.2.  Erfüllungsort
Postanschrift: Ritterplan 6  
Stadt: Göttingen
Postleitzahl: 37073
Land, Gliederung (NUTS): Göttingen (DE91C)
Land: Deutschland
Zusätzliche Informationen: Sporthalle der BBS III

2.1.4.  Allgemeine Informationen
Zusätzliche Informationen: #Bekanntmachungs-ID: CXTWYYDYT8S4HVVJ# Die Vergabe 
erfolgt im Verhandlungsverfahren mit vorheriger öffentlicher Aufforderung zur Teilnahme 
(Teilnahmewettbewerb). Das Verfahren gliedert sich in den Teilnahmewettbewerb, in dem 
Bewerbende ihr Interesse bekunden und ihre Eignung nachweisen, und das 
Verhandlungsverfahren, zu dem nur eine begrenzte Anzahl von Bewerbenden zugelassen und 
zur Angebotsabgabe aufgefordert wird. /// Im Rahmen des vorgeschalteten 
Teilnahmewettbewerbs werden die Eignungsvoraussetzungen der wirtschaftlichen und 
finanziellen Leistungsfähigkeit, der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit sowie die 
Zuverlässigkeit bei den Bewerbenden ermittelt und entsprechende Nachweise verlangt. Der 
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Teilnahmewettbewerb schließt mit der Überprüfung der Eignung der Bewerbenden und mit der 
Auswahl der Bewerbenden durch den Auftraggeber ab, die in dem weiteren Verfahren zur 
Einreichung von Angeboten aufgefordert werden. Die nicht berücksichtigten Bewerbenden 
werden über die Gründe der Ablehnung ihrer Bewerbung um Teilnahme an dem 
Verhandlungsverfahren informiert. Bei mehr als 5 gleich gut geeigneten Bewerbungen 
entscheidet gem. § 75 (6) VgV das Los. /// Den ausgewählten Bietenden wird eine 
Aufforderung zur Angebotsabgabe über das Vergabeportal übersandt. Die Bietenden können 
ein Erstangebot abgeben. Die Bietenden werden zudem aufgefordert, ihr Angebot vor dem 
Auftraggeber im Rahmen einer Präsentation vorzustellen. Auf der Grundlage der 
eingereichten Angebote und Präsentationen wird eine Rangfolge der Bietenden nach 
Maßgabe einer Bewertungsmatrix (Zuschlagskriterien) gebildet. Diese wird mit der 
Aufforderung zur Angebotsabgabe übersandt. /// Der Auftraggeber behält sich vor, den 
Zuschlag bereits auf die Erstangebote zu erteilen. Soweit erforderlich, werden die Bieter zur 
Überarbeitung der Angebote aufgefordert. Die Auftraggeberin wird dem Bietenden, dessen 
Angebot als wirtschaftlichstes ermittelt wurde, den Zuschlag erteilen. Besondere 
Anforderungen zu Nachauftragnehmern: Die Namen der Nachunternehmer sind bereits bei 
der Abgabe anzugeben. Zusätzliche Auskünfte über die Vergabeunterlagen und das 
Anschreiben müssen beim Auftraggeber elektronisch über die Vergabeplattform eingereicht 
werden. Fehlende Unterlagen, deren Vorlage mit der Angebotsabgabe gefordert waren, 
werden nachgefordert. Ausgeschlossen hiervon sind leistungsbezogene Unterlagen nach § 56 
Nr. 3 VgV. Die Angebote/Teilnahmeanträge müssen über das Bietertool der Vergabeplattform 
eingereicht werden. Angebote die über das Kommunikationstool des Vergabemarktplatzes 
oder als einfache E-Mail an die Vergabestelle eingereicht werden, werden von der 
Angebotswertung ausgeschlossen. Hinweis: Die Angebotsabgabe kann über die lokal 
installierte Version des Bietertool oder über die webbasierte Version erfolgen.
Rechtsgrundlage: 
Richtlinie 2014/24/EU
vgv -

2.1.6.  Ausschlussgründe
Quellen der Ausschlussgründe: Bekanntmachung
Verstoß gegen die in den rein innerstaatlichen Ausschlussgründen verankerten 
Verpflichtungen: Es gelten hinsichtlich der Ausschlussgründe die §§ 123 und 124 des GWB.
Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung: (§ 123 Abs 1 Nr. 1 GWB) Öffentliche 
Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach 
Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das 
Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: 1. § 129 des Strafgesetzbuchs 
(Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer 
Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische 
Vereinigungen im Ausland).
Terroristische Straftaten oder Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten: 
(§123 Abs. 1 Nr. 1 GWB) Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, 
dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, 
rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: 1. § 
129a des Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des 
Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland).
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Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung: (§ 123 Abs. 1 Nr. 2 und 3) Öffentliche 
Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach 
Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das 
Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: 2. § 89c des Strafgesetzbuchs 
(Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der 
Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen 
Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat 
nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen, 3. § 261 des 
Strafgesetzbuchs (Geldwäsche),
Betrug: (123 Abs. 1 Nr. 4 und 5 GWB) Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu 
jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon 
haben, dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, 
rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: 4. § 
263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der 
Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in 
ihrem Auftrag verwaltet werden, 5. § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit 
sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, 
die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
Korruption: (§ 123 Abs. 1 Nr. 6 bis 9 GWB) Öffentliche Auftraggeber schließen ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie 
Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen 
zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 
30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer 
Straftat nach: 6. § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im 
geschäftlichen Verkehr), §§ 299a und 299b des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und 
Bestechung im Gesundheitswesen), 7. § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und 
Bestechung von Mandatsträgern) oder § 108f des Strafgesetzbuchs (unzulässige 
Interessenwahrnehmung), 8. §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und 
Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und 
internationale Bedienstete), 9. Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler 
Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem 
Geschäftsverkehr)
Kinderarbeit und andere Formen des Menschenhandels: (§ 123 Abs. 10 GWB) Öffentliche 
Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach 
Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das 
Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: 10. den §§ 232, 232a Absatz 1 
bis 5, den §§ 232b bis 233a des Strafgesetzbuches (Menschenhandel, Zwangsprostitution, 
Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter Ausnutzung einer 
Freiheitsberaubung).
Verstoß gegen die Verpflichtung zur Entrichtung von Steuern: (§ 123 Abs. 4 GWB) Öffentliche 
Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach 
Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das 
Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: 1. das Unternehmen seinen 



309858-2026 Page 4/11

Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben nicht nachgekommen ist und dies durch 
eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt 
wurde oder 2. die öffentlichen Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die Verletzung einer 
Verpflichtung nach Nummer 1 nachweisen können.
Verstoß gegen die Verpflichtung zur Entrichtung von Sozialversicherungsbeiträgen: (§ 123 
Abs. 4 GWB) Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren aus, wenn 1. das 
Unternehmen seinen Verpflichtungen zu Beiträgen zur Sozialversicherung nicht 
nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige 
Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder 2. die öffentlichen Auftraggeber auf sonstige 
geeignete Weise die Verletzung einer Verpflichtung nach Nummer 1 nachweisen können.
Verstoß gegen umweltrechtliche Verpflichtungen: (§ 124 Abs.1 Nr. 1 GWB) Öffentliche 
Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausschließen, wenn... 1. das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher 
Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen 
verstoßen hat.
Verstoß gegen sozialrechtliche Verpflichtungen: (§ 124 Abs. 1 Nr. 1 GWB) Öffentliche 
Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausschließen, wenn... 1. das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher 
Aufträge nachweislich gegen geltende sozialrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat.
Verstoß gegen arbeitsrechtliche Verpflichtungen: (§ 124 Abs. 1 Nr. 1 GWB) Öffentliche 
Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausschließen, wenn... 1. das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher 
Aufträge nachweislich gegen geltende arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat.
Zahlungsunfähigkeit: (124 Abs. 1 Nr. 2 GWB) Öffentliche Auftraggeber können unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausschließen, wenn... 2. das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des 
Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder 
eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden 
ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit 
eingestellt hat,
Verwaltung der Vermögenswerte durch einen Insolvenzverwalter: (§ 124 Abs. 1 Nr. 2 GWB) 
Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn... 1. das Unternehmen ein 
Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die 
Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das 
Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat,
Einstellung der gewerblichen Tätigkeit: ( §124 Abs.1 Nr. 2 GWB) Öffentliche Auftraggeber 
können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu 
jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausschließen, wenn... 2. ... das Unternehmen... seine Tätigkeit eingestellt hat.
Der Zahlungsunfähigkeit vergleichbare Lage gemäß nationaler Rechtsvorschriften: (§ 124 
Abs. 1 Nr. 2 GWB) Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn... 2. das Unternehmen 
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zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein 
vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen 
Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der 
Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat.
Schwerwiegendes berufliches Fehlverhalten: (§ 124 Abs. 1 Nr. 3 GWB) Öffentliche 
Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausschließen, wenn... 3. das Unternehmen im Rahmen der beruflichen 
Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des 
Unternehmens infrage gestellt wird.
Vereinbarungen mit anderen Wirtschaftsteilnehmern zur Verzerrung des Wettbewerbs: (§ 124 
Abs. 1 Nr. 4 GWB) Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn... 4. der öffentliche Auftraggeber 
über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unternehmen mit anderen 
Unternehmen Vereinbarungen getroffen oder Verhaltensweisen aufeinander abgestimmt hat, 
die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder 
bewirken.
Interessenkonflikt aufgrund seiner Teilnahme an dem Vergabeverfahren: (§ 124 Abs. 1 Nr. 5 
GWB) Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn... 5. ein Interessenkonflikt bei der 
Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit 
einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des 
Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende 
Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann,
Direkte oder indirekte Beteiligung an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens: (§ 124 Abs. 1 
Nr. 6 GWB) Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn... 6. eine Wettbewerbsverzerrung 
daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens 
einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger 
einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann.
Vorzeitige Beendigung, Schadensersatz oder andere vergleichbare Sanktionen: (§ 124 Abs. 1 
Nr. 7 GWB) Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn... 7. das Unternehmen eine 
wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder 
Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer 
vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt 
hat.
Täuschung, Zurückhaltung von Informationen, Unfähigkeit zur Vorlage erforderlicher 
Unterlagen oder Erlangung vertraulicher Informationen zu dem Verfahren: (§ 124 Abs. 1 Nr. 9 
GWB) Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn... 9. der Öffentliche Auftraggeber 
verfügt über hinreichende Anhaltspunkte, dass das Unternehmen Vereinbarungen mit anderen 
Unternehmen getroffen hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des 
Wettbewerbs bezwecken oder bewirken.
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5. Los

5.1.  Los: LOT-0001
Titel: BBS III Göttingen, Sanierung der Sporthalle, Planungsleistungen der Tragwerksplanung 
nach § 51 HOAI 2021
Beschreibung: Grundleistungen LPH 1 bis 6 § 51 HOAI 2021 Der Landkreis Göttingen saniert 
die Sporthalle der Berufsbildenden Schulen 3 des Landkreises Göttingen. Hierbei sind die 
Komplettsanierung des Sporthallendaches, die thermische Sanierung und die 
Brandschutzertüchtigung des Umkleidetraktes die wesentlichen Aspekte. Die für diesen 
Auftrag zu bearbeitenden Auftragsbereiche der Tragwerksplanung liegen in der 
Komplettsanierung des Sporthallendaches. Die Flachdachkonstruktion weist erhebliche 
Schäden in der Dachabdichtung auf, zudem soll die Sporthalle um Deckenstrahheizungen 
ergänzt werden. Die Sporthalle der Berufsbildenden Schule III (BBS III) wurde 1987 bis 1989 
geplant und im in den Jahren 1989 bis 1990 errichtet. Es handelt sich um eine zweigeteilte 
Sporthalle mit darunter liegender Parkgarage für 44 Stellplätze. Das Sporthallengebäude 
besitzt Grundrissabmessungen von ca. 30,7 m x 28,0 m. Die lichte Hallenhöhe vom 
Hallenboden bis zur UK der Dachbinder beträgt ca. 5,50 m. Die Dachbinder sind zusätzlich ca. 
2,10 m hoch und ihre Obergurte mit einer leichten Neigung von ca. 1,7 ausgebildet. Die 
Dachkonstruktion der Sporthalle wurde in Stahlbauweise errichtet. Die Dacheindeckung wurde 
mit einem Stahltrapezprofil ausgeführt. Dieses Trapezprofil ist auf Pfetten aufgelegt, die 
zwischen den Außenwänden und vier Stahlfachwerkbindern spannen. Die Halle wird durch 
acht großzügige Lichtkuppeln sowie ein durchlaufenden Lichtband natürlich beleuchtet. Diese 
Lichtkuppeln sind energetisch veraltet und daher durch energetisch zeitgemäße Lichtkuppeln 
zu ersetzen. Für die Unterschreitung der Mindestdachneigung liegt den Bestandsunterlagen 
ein Befreiungsbescheid der Stadt Göttingen bei. Das Projekt befindet sich derzeit in der 
Leistungsphase 2 der Objektplanung nach § 34 HOAI. Die Leistungsphasen 1 und 2 der 
Tragwerksplanung nach § 51 HOAI für den Sanierungsteil des Sporthallendaches wurden 
bereits erbracht. Die Sanierungskosten der KG 300+400 des Gesamtmaßnahme liegen bei ca. 
5.193.000,- Euro netto, der davon relevante Kostenanteil für die Dachsanierung liegt bei ca. 
1.800.000,00 EUR. netto.
Interne Kennung: 2604003

5.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 71327000 Dienstleistungen in der Tragwerksplanung

5.1.2.  Erfüllungsort
Postanschrift: Ritterplan 6  
Stadt: Göttingen
Postleitzahl: 37073
Land, Gliederung (NUTS): Göttingen (DE91C)
Land: Deutschland
Zusätzliche Informationen: Sporthalle der BBS III

5.1.3.  Geschätzte Dauer
Datum des Beginns: 01/08/2026
Enddatum der Laufzeit: 30/06/2027

5.1.6.  Allgemeine Informationen
Vorbehaltene Teilnahme: 
Teilnahme ist nicht vorbehalten.
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Die Namen und beruflichen Qualifikationen des zur Auftragsausführung eingesetzten 
Personals sind anzugeben: Erforderlich für das Angebot
Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen: ja
Diese Auftragsvergabe ist auch für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geeignet: ja
Zusätzliche Informationen: #Besonders auch geeignet für:other-sme# Wichtiger Hinweis zum 
ABLAUF DES VERFAHRENS!!! Die Beauftragung der ausgeschriebenen Leistung erfolgt im 
Rahmen eines EU-weiten Verhandlungsverfahrens gemäß den Vorschriften des 4. Teils des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) und der Vergabeverordnung (VgV). Die 
Vergabe erfolgt im Verhandlungsverfahren mit vorheriger öffentlicher Aufforderung zur 
Teilnahme (Teilnahmewettbewerb). Das Verfahren gliedert sich in den Teilnahmewettbewerb, 
in dem Bewerbende ihr Interesse bekunden und ihre Eignung nachweisen, und das 
Verhandlungsverfahren, zu dem nur eine begrenzte Anzahl von Bewerbenden zugelassen und 
zur Angebotsabgabe aufgefordert wird. Im Rahmen des vorgeschalteten 
Teilnahmewettbewerbs werden die Eignungsvoraussetzungen der wirtschaftlichen und 
finanziellen Leistungsfähigkeit, der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit sowie die 
Zuverlässigkeit bei den Bewerbenden ermittelt und entsprechende Nachweise verlangt. Der 
Teilnahmewettbewerb schließt mit der Überprüfung der Eignung der Bewerbenden und mit der 
Auswahl der Bewerbenden durch den Auftraggeber ab, die in dem weiteren Verfahren zur 
Einreichung von Angeboten aufgefordert werden. Sollten mehr als 5 Bewerbungen eingehen, 
welche die Mindestanforderungen an die Eignungskriterien erfüllen, sind diese Bewerbenden 
gleich gut geeignet und es entscheidet nach § 75 (6) VgV das Los. Die nicht berücksichtigten 
Bewerbenden werden über die Gründe der Ablehnung ihrer Bewerbung um Teilnahme an dem 
Verhandlungsverfahren informiert. Den ausgewählten Bewerbenden - ab diesem Zeitpunkt 
Bietende genannt - wird eine Aufforderung zur Angebotsabgabe über das Vergabeportal 
übersandt. Die Bietenden können ein verbindliches Erstangebot abgeben. Die Bietenden 
werden zudem aufgefordert, ihr Angebot vor dem Auftraggeber im Rahmen einer Präsentation 
vorzustellen. Auf der Grundlage der eingereichten Angebote und Präsentationen wird eine 
Rangfolge der Bietenden nach Maßgabe einer Bewertungsmatrix (Zuschlagskriterien) 
gebildet. Diese wird mit der Aufforderung zur Angebotsabgabe übersandt. Der Auftraggeber 
behält sich vor, nach Durchführung der Präsentation, den Zuschlag bereits auf die 
Erstangebote zu erteilen. Soweit erforderlich, werden die Bieter zur Überarbeitung der 
Angebote (finale Angebote) aufgefordert. Der Auftraggeber wird dem Bietenden, dessen 
Angebot als wirtschaftlichstes ermittelt wurde, den Zuschlag erteilen.

5.1.7.  Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Keine strategische Beschaffung

5.1.9.  Eignungskriterien
Quellen der Eignungskriterien: Bekanntmachung
Kriterium: Andere wirtschaftliche oder finanzielle Anforderungen
Beschreibung des Eignungskriteriums: Eigenerklärung zur wirtschaftlichen und finanziellen 
Eignung - VHB-Vordruck 124 LD (Mit dem Angebot; Mittels Eigenerklärung): Zum Nachweis 
der Eignung reichen Sie bitte den anliegenden VHB-Vordruck 124LD mit ihrem Angebot ein.

Kriterium: Berufliche Risikohaftpflichtversicherung
Beschreibung des Eignungskriteriums: Berufshaftpflichtversicherung (Mit dem 
Teilnahmeantrag; Mittels Eigenerklärung): Die/der Auftragnehmer:in hat im Auftragsfall eine 
Berufshaftpflichtversicherung mit einer Deckungssumme von mind. 1.500.000,- EUR je 
Schadensfall für Personenschäden sowie 1.000.000,- EUR für sonstige Schäden 



309858-2026 Page 8/11

nachzuweisen und für die gesamte Dauer des Vertrages aufrechtzuerhalten. Eine Erklärung, 
dass diese besteht bzw. im Auftragsfall abgeschlossen wird, ist erforderlich. Die Maximierung 
der Ersatzleistung muss mindestens das Zweifache der Deckungssumme betragen. Bei 
Bietendengemeinschaften muss der Versicherungsschutz für alle Mitglieder in voller Höhe 
bestehen.

Kriterium: Durchschnittlicher Jahresumsatz
Beschreibung des Eignungskriteriums: Durchschnittlicher Jahresumsatz (Mit dem 
Teilnahmeantrag; Mittels Eigenerklärung): Nettoumsatz für Dienstleistungen im Leistungsbild 
Tragwerksplanung § 51 HOAI, in EUR im Mittel der letzten 3 Geschäftsjahre (2023, 2024, 
2025) //// MINDESTANFORDERUNG: 150.000 EUR p. a. im Mittel.

Kriterium: Referenzen zu bestimmten Dienstleistungen
Beschreibung des Eignungskriteriums: Referenzen (Mit dem Teilnahmeantrag; Mittels 
Eigenerklärung): Die technische Leistungsfähigkeit wird durch ein Referenzprojekt 
nachgewiesen. Der Projektabschluss des Referenzprojektes (Abschluss LPH 6 § 51 HOAI) 
muss im Zeitraum von 2019 bis zum Ende der Bewerbungsfrist liegen. /// Projekt 1 
Tragwerksplanung: Eine Sanierung eines Dachtragwerkes mit tragender Stahlkonstruktion in 
den Leistungsphasen 3 bis 6 nach HOAI § 51 erbracht und abgeschlossen.

Kriterium: Relevante Bildungs- und Berufsqualifikationen
Beschreibung des Eignungskriteriums: Relevante Bildungs- und Berufsqualifikationen (Mit 
dem Teilnahmeantrag; Mittels Dritterklärung): Folgende Mindestanforderungen werden an die 
Bewerbenden gestellt: Nachweis der Berufszulassung für die zu erbringenden Leistungen im 
jeweiligen Leistungsbereich TRAGWERKSPLANUNG. Gefordert ist der Nachweis der 
Berufszulassung durch die Beifügung von Diplom-, BSc., MSc. oder 
Kammereintragungsurkunden bzw. eine vergleichbare anderweitige Bestätigung.
Informationen über die zweite Phase eines zweiphasigen Verfahrens: 
Mindestzahl der zur zweiten Phase des Verfahrens einzuladenden Bewerber: 3
Der Erwerber behält sich das Recht vor, den Auftrag aufgrund der ursprünglichen Angebote 
ohne weitere Verhandlungen zu vergeben

5.1.11.  Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfügbar sind: Deutsch
Frist für die Anforderung zusätzlicher Informationen: 11/05/2026 23:59:59 (UTC+02:00) 
Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische Sommerzeit
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice
/CXTWYYDYT8S4HVVJ/documents
Ad-hoc-Kommunikationskanal: 
URL: https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice/CXTWYYDYT8S4HVVJ

5.1.12.  Bedingungen für die Auftragsvergabe
Verfahrensbedingungen: 
Voraussichtliches Datum der Absendung der Aufforderungen zur Angebotseinreichung: 27/05
/2026
Bedingungen für die Einreichung: 
Elektronische Einreichung: Erforderlich
Adresse für die Einreichung: https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice
/CXTWYYDYT8S4HVVJ
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden können: Deutsch

https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice/CXTWYYDYT8S4HVVJ/documents
https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice/CXTWYYDYT8S4HVVJ/documents
https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice/CXTWYYDYT8S4HVVJ
https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice/CXTWYYDYT8S4HVVJ
https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice/CXTWYYDYT8S4HVVJ
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Elektronischer Katalog: Nicht zulässig
Varianten: Nicht zulässig
Die Bieter können mehrere Angebote einreichen: Nicht zulässig
Beschreibung der finanziellen Sicherheit: Berufshaftpflicht: Die/der Auftragnehmer:in hat im 
Auftragsfall eine Berufshaftpflichtversicherung mit einer Deckungssumme von mind. 1.500.000,
- EUR je Schadensfall für Personenschäden sowie 1.000.000,- EUR für sonstige Schäden 
nachzuweisen und für die gesamte Dauer des Vertrages aufrechtzuerhalten. Eine Erklärung, 
dass diese besteht bzw. im Auftragsfall abgeschlossen wird, ist erforderlich. Die Maximierung 
der Ersatzleistung muss mindestens das Zweifache der Deckungssumme betragen. Bei 
Bietendengemeinschaften muss der Versicherungsschutz für alle Mitglieder in voller Höhe 
bestehen.
Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge: 18/05/2026 09:00:00 (UTC+02:00) 
Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische Sommerzeit
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist ergänzt werden können: 
Nach Ermessen des Käufers können alle fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf 
nachgereicht werden.
Zusätzliche Informationen: Ausgeschlossen hiervon sind leistungsbezogene Unterlagen nach 
§ 56 Nr. 3 VgV.
Auftragsbedingungen: 
Die Auftragsausführung muss im Rahmen von Programmen für geschützte 
Beschäftigungsverhältnisse erfolgen: Nein
Bedingungen für die Ausführung des Auftrags: keine
Elektronische Rechnungsstellung: Erforderlich
Aufträge werden elektronisch erteilt: ja
Zahlungen werden elektronisch geleistet: ja

5.1.15.  Techniken
Rahmenvereinbarung: 
Keine Rahmenvereinbarung
Informationen über das dynamische Beschaffungssystem: 
Kein dynamisches Beschaffungssystem

5.1.16.  Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung
Überprüfungsstelle: Vergabekammer Niedersachsen beim Nds. Ministerium für Ministerium für 
Wirtschaft, Verkehr, Bauen und Digitalisierung
Informationen über die Überprüfungsfristen: Genaue Angaben zu den Fristen für die Einlegung 
von Rechtsbehelfen: Gemäß § 160 Abs. 1 GWB leitet die Vergabekammer ein 
Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag ein. Der Antrag ist unzulässig, soweit der Antragsteller 
den geltend gemachten Verstoß gegen Vergabevorschriften vor Einreichen des 
Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber dem Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von 
10 Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf der Frist nach § 134 Absatz 2 bleibt unberührt (§ 160 
Abs. 3 Nr. 1 GWB). Der Nachprüfungsantrag ist gemäß § 160 Abs. 3 Nr. 2 GWB ebenfalls 
unzulässig, soweit Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung 
erkennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist 
zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden. Der 
Vergabenachprüfungsantrag ist ferner nach § 160 Abs. 3 Nr. 3 GWB unzulässig, soweit 
Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, nicht 
spätestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem 
Auftraggeber gerügt werden. Der Nachprüfungsantrag ist gemäß § 160 Abs. 3 Nr. 4 GWB 
schließlich dann unzulässig, soweit mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des 
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Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind. Für die weiteren 
Voraussetzungen der Zulässigkeit wird auf §§ 160 und 161 GWB verwiesen.
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt: Landkreis 
Göttingen
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt: 
Vergabekammer Niedersachsen beim Nds. Ministerium für Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Bauen und Digitalisierung
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt: Landkreis Göttingen

8. Organisationen

8.1.  ORG-0001
Offizielle Bezeichnung: Landkreis Göttingen
Registrierungsnummer: DE 308 703 297
Postanschrift: Reinhäuser Landstraße 4
Stadt: Göttingen
Postleitzahl: 37083
Land, Gliederung (NUTS): Göttingen (DE91C)
Land: Deutschland
Kontaktperson: Zentrale Vergabestelle
E-Mail: vergabe@landkreisgoettingen.de
Telefon: +49 5515252312
Fax: +49 5515252537
Internetadresse: https://www.landkreisgoettingen.de
Rollen dieser Organisation: 
Beschaffer
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt

8.1.  ORG-0002
Offizielle Bezeichnung: Vergabekammer Niedersachsen beim Nds. Ministerium für Ministerium 
für Wirtschaft, Verkehr, Bauen und Digitalisierung
Registrierungsnummer: t:04131153308
Postanschrift: Auf der Hude 2
Stadt: Lüneburg
Postleitzahl: 21339
Land, Gliederung (NUTS): Lüneburg, Landkreis (DE935)
Land: Deutschland
Kontaktperson: Vergabekammer Lüneburg - Rechtsbehelfsstelle
E-Mail: vergabekammer@mw.niedersachsen.de
Telefon: +49 4131153306
Fax: +49 4131152943
Internetadresse: http://www.mw.niedersachsen.de/startseite/themen/aufsicht_und_recht
/vergabekammer/vergabekammer-niedersachsen-144803.html
Rollen dieser Organisation: 
Überprüfungsstelle
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt

8.1.  ORG-0003

mailto:vergabe@landkreisgoettingen.de
https://www.landkreisgoettingen.de
mailto:vergabekammer@mw.niedersachsen.de
http://www.mw.niedersachsen.de/startseite/themen/aufsicht_und_recht/vergabekammer/vergabekammer-niedersachsen-144803.html
http://www.mw.niedersachsen.de/startseite/themen/aufsicht_und_recht/vergabekammer/vergabekammer-niedersachsen-144803.html
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Offizielle Bezeichnung: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des 
Beschaffungsamts des BMI)
Registrierungsnummer: 0204:994-DOEVD-83
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53119
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Rollen dieser Organisation: 
TED eSender

10. Änderung

Fassung der zu ändernden vorigen Bekanntmachung
: 
24248232-e353-492d-a25d-786f04a9c45c-01
Hauptgrund für die Änderung
: 
Informationen sind jetzt verfügbar

10.1.  Änderung
Abschnittskennung: PROCEDURE
Beschreibung der Änderungen: Austausch des Formblattes 
vgv_lkg_bbs3twp_formblatt_bewerbung_20260504
Änderung der Auftragsunterlagen am: 05/05/2026

Informationen zur Bekanntmachung

Kennung/Fassung der Bekanntmachung: d0b6fd82-ac6c-4556-84f1-4b0d83924469  -  01
Formulartyp: Wettbewerb
Art der Bekanntmachung: Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Unterart der Bekanntmachung: 16
Datum der Übermittlung der Bekanntmachung: 05/05/2026 09:25:30 (UTC+02:00) 
Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische Sommerzeit
Sprachen, in denen diese Bekanntmachung offiziell verfügbar ist: Deutsch
Veröffentlichungsnummer der Bekanntmachung: 309858-2026
ABl. S – Nummer der Ausgabe: 87/2026
Datum der Veröffentlichung: 06/05/2026

mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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